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A. Begriffliches 

I. Europäisierung 

Die Europäisierung des Privatrechts ist das zurzeit wohl aktuellste Thema der zi-
vilrechtlichen Diskussionen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Dabei 
herrscht nicht immer Klarheit im Begrifflichen. 

Von „Gemeinschaftsprivatrecht“ sollte man sprechen, wenn es um autonome pri-
vatrechtliche Rechtsetzung der Europäischen Gemeinschaft geht. Insoweit steht der 
Begriff für die Abgrenzung zu mitgliedstaatlichen Normierungen des Privatrechts, 
aber auch zum Konventionsprivatrecht.1 

Die Europäisierung des Privatrechts umschreibt den Vorgang des Eindringens von 
Gemeinschaftsrecht in die nationalen Privatrechtsordnungen oder – spiegelbildlich 
ausgedrückt – des Ausrichtens nationalen Privatrechts am Gemeinschaftsrecht. 

Die Europäisierung eines Rechtsgebiets kann auf vielfältige Weise geschehen. Die 
konkreteste und stärkste Einflussnahme erfolgt durch primäres Gemeinschaftsrecht 
und EG-Verordnungen, die unmittelbar geltendes Recht setzen, und – etwas schwä-
cher – durch EG-Richtlinien, die jeden Mitgliedstaat zur Umsetzung ihrer Ziele in 
nationales Recht verpflichten (Art. 249 Abs. 3 EG). Die Richtlinie enthält materiell-
rechtliche Vorgaben und einen an die Mitgliedstaaten gerichteten Angleichungsbefehl. 
Die außerhalb der supranationalen Entscheidungsstruktur der Gemeinschaft angesie-
delten Rahmenbeschlüsse, die den Richtlinien nachgebildet sind, allerdings nicht un-
mittelbar wirksam sind, sind das wichtigste Instrument der justiziellen Zusammenar-
beit (Art. 34 Satz 2 Buchst. b EUV), auf die noch einzugehen sein wird. 

Auf der Ebene der Rechtsanwendung fließt Gemeinschaftsrecht mittelbar im We-
ge vertrags- oder richtlinienkonformer Auslegung in die nationalen Rechtsordnungen. 
Außerdem können sich Richter bei Auslegung nationalen Rechts auch nur höchst 
mittelbar inspirieren lassen von analogen oder vergleichbaren gemeinschaftsrechtli-
chen Grundsätzen und Rechtsinstitutionen. 

Einen wichtigen Beitrag zur justiziellen Europäisierung des Privatrechts leistet 
schließlich der EuGH im Rahmen seiner Vorabentscheidungskompetenz. 

II. Internationalisierung 

Neben der Europäisierung des Privatrechts steht seine Internationalisierung. Das 
IPR regelt als Kollisionsrecht das anwendbare Recht bei Rechtsgeschäften mit Aus-
landsbezug. Als einheitliche privatrechtliche Regelung ist insbesondere das UN-
Kaufrecht (das sog. CISG) zu nennen, das auf einem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen beruht. Das CISG enthält unmittelbar anwendbares materielles Zivilrecht, 
aber auch kollisionsrechtliche Fragen. 

                                              
1  Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, 9 f. m.w.N. 
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Im Verhältnis zum EG-Recht ist das IPR insoweit subsidiär, als unmittelbar gel-
tendes EG-Kollisionsrecht vorgeht, im Übrigen aber das IPR unberührt bleibt.2 

Die Entwicklung tendiert in Richtung einer immer stärkeren Vergemeinschaftung 
des IPR. Wenn etwa das Familien- oder Erbrecht vergemeinschaftet werden sollten, 
wechseln wichtige Bereiche aus dem staatsvertraglichen IPR in das autonome Ge-
meinschaftsrecht. 

Die Pläne der EG-Kommission visieren diese Richtung an. Der Aktionsplan des 
Rates und der Kommission vom 3. Dezember 1998 sieht u.a. Regelungen der vertrag-
lichen und außervertraglichen Schuldverhältnisse („Rom I“, „Rom II“), des Schei-
dungskollisionsrechts („Rom III“) sowie der Zuständigkeit und Urteilsanerkennung in 
Ehegüter- und Erbschaftssachen („Rom IV“) vor, die bisher dem IPR unterfallen. 

Mit den bereits erlassenen Verordnungen über das Insolvenzverfahren, die Zu-
ständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung in Zivil- und Handelssachen („Brüssel 
I“), Ehe- und Kindschaftssachen („Brüssel II“) sind bereits ganze Rechtsgebiete, die 
bisher vom IPR geprägt waren, vergemeinschaftet. Es lässt sich also feststellen, dass 
nicht nur das nationale Zivilrecht europäisiert wird, sondern auch das IPR. 

B. Grundlagen und Entwicklung der Europäisierung des Privatrechts 

Das Zivilrecht blieb lange Zeit weitgehend verschont von europarechtlichen Ein-
flüssen und Veränderungen. Dies mag auf den ersten Blick erstaunen. Denn der Um-
stand, dass es für die zivilrechtliche Beurteilung von Handelsverträgen oder Alltagsge-
schäften über die Grenzen hinweg kein einheitliches Recht gibt und im Streitfall mög-
licherweise ein fremdes Gericht nach dem Verfahrensrecht eines anderen Landes ent-
scheidet, kann sich zweifellos als Hindernis für die Eingehung solcher Geschäftsbezie-
hungen erweisen. Der freie Binnenmarkt und der Abbau grenzüberschreitender Han-
delshemmnisse war aber von Anfang an die raison d’être der Gemeinschaft. 

Erst in neuerer Zeit nahm sich die Gemeinschaft verstärkt der Frage der Anglei-
chung und Vereinheitlichung des Zivil- und Zivilprozessrechts an. Die Instrumente 
hierzu waren bereits im ursprünglichen EG-Vertrag angelegt; sie wurden durch nach-
folgende Vertragsänderungen noch ausgeweitet.3 

So ermöglichte etwa Art. 100 a. F. des EWG-Vertrages von Anfang an die Anglei-
chung des mitgliedstaatlichen Rechts insoweit, als es den innergemeinschaftlichen 
Handel beeinflusste. Auf der Grundlage dieser Bestimmung wurden im Jahr 1985 
etwa die Produkthaftungsrichtlinie sowie die Richtlinie über Haustürgeschäfte erlassen 
und zwei Jahre später die Richtlinie über den Verbraucherkredit. 

Die erste große Reform der Verträge durch die Einheitliche Europäische Akte im 
Jahr 1987 löste einen Integrationsschub in der Gemeinschaft aus, der dem Ziel diente, 
binnen fünf Jahren einen „Raum ohne Binnengrenzen“ zu schaffen, in dem Waren, 
Personen, Dienstleistungen und Kapital frei über die Staatengrenzen hinweg fluktuie-
ren konnten. Durch einen neuen Art. 100a wurde die Angleichung nationaler Rechts-

                                              
2  Vgl. zum Folgenden auch Sonnenberger, in: Rebmann/Söcker/Rixecker (Hrsg.), MünchKomm, 

Einl. IPR, Rn. 146 ff. 
3  Vgl. zum Folgenden auch Gebauer/Wiedmann (Hrsg.), Zivilrecht unter europäischem Einfluß, Rn. 

6 ff. 
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vorschriften erleichtert, soweit sich aus ihren Unterschieden Hindernisse für den Bin-
nenmarkt ergaben. 

Die Folge war eine Anzahl von Richtlinien, die zentrale Bereiche der mitglied-
staatlichen Privatrechtsordnungen einander anglichen. Ich will nur die Pauschalreise-
Richtlinie (1993), die Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-
gen (1994), die Richtlinie über Teilnutzungsrechte an Immobilien (1994), die Fern-
absatzrichtlinie (1997) und die Richtlinie zum Verbrauchsgüterkauf (1999) erwäh-
nen. 

Die Rechtsangleichung erstreckte sich darüber hinaus, wenn auch zögernd, auf 
das Verfahrensrecht, wie etwa durch die Richtlinie über Unterlassungsklagen (1998). 

Nimmt man die Europäisierung des Zivilrechts in Europa in den Blick, kommt 
der dritten Säule der Union besonderes Gewicht zu, auf die die Europäische Union 
durch den Maastricht-Vertrag (1993) gestellt wurde: die gemeinsame Justiz- und In-
nenpolitik. Dadurch wurden wichtige zivilrechtliche Materien, die bisher durch völ-
kerrechtliche Verträge zwischen den Mitgliedstaaten geregelt waren, wie etwa das 
EuGVÜ und das Europäische Vertragsrechtsübereinkommen, durch Gemeinschafts-
akte festgeschrieben, so z.B. die Verordnung über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (sog. Brüssel I-VO) vom 16. Januar 2001. 

Außerdem traten zu den klassischen Regelungstypen des EG-Rechts neuartige In-
strumente: Rahmenbeschlüsse und Übereinkommen. 

Da sich die Prozeduren der dritten Säule als zu schwerfällig erwiesen, wurde mit 
dem Vertrag von Amsterdam die „Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen“ in die 
erste Säule überführt und damit vergemeinschaftet. 

Sedes materiae und Kompetenzgrundlage für Regelungen des nationalen und in-
ternationalen Zivilrechts ist nun Art. 65 EG. Auf seiner Grundlage wurden bereits 
mehrere Verordnungen erlassen, etwa die Verordnung über den Europäischen Voll-
streckungstitel und die Insolvenzverordnung. Weitere Rechtsakte sind geplant. Die 
Gemeinschaft nutzt diese Kompetenz zu einer Prozessrechtsangleichung von „atembe-
raubender Geschwindigkeit“.4 

Im deutschen Privatrecht löste die Umsetzung der Verbrauchsgüterkauf-
Richtlinie, der Zahlungsverzug-Richtlinie und der E-Commerce-Richtlinie die größte 
Reform des Schuldrechts seit Erlass des Bürgerlichen Gesetzbuches aus. Durch das 
Schuldrechtsmodernisierungsgesetz wurde zum 1. Januar 2002 das 2. Buch des BGB 
grundlegend umgestaltet. Mit dem Gesetz wurden nicht nur die genannten Richtli-
nien umgesetzt, sondern die außerhalb des BGB angesiedelten Sondergesetze zur Um-
setzung früherer Richtlinien, nämlich das Haustürwiderrufsgesetz, das Gesetz über 
Allgemeine Geschäftsbedingungen und das Verbraucherkreditgesetz, in das BGB in-
tegriert. Zugleich wurden, einem seit längerem bestehenden Reformbedarf im Schuld-
recht Rechnung tragend, weitere anstehende Änderungen vorgenommen. 

                                              
4  Heß, IPRax 2001, 389 (396). 
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C. Gemeinsamer Referenzrahmen / Europäisches Zivilgesetzbuch 

Über die isolierten, sektorspezifischen Schritte der Rechtsangleichung im Zivil-
recht hinaus, insbesondere in Form von Spezialrichtlinien, greift nun die Idee eines 
epochalen Vorhabens in der Gemeinschaft immer mehr Raum: ein europäisches Zivil- 
bzw. Vertragsgesetzbuch. Vorreiter war das Europäische Parlament. Es hat in mehre-
ren Entschließungen seit dem Jahr 1989 die Ausarbeitung einer einheitlichen europäi-
schen Kodifizierung des Privatrechts angemahnt.5 

2001 stellte die Kommission verschiedene Optionen zur Diskussion.6 Als Ergebnis 
der dadurch ausgelösten Diskussion entwickelte sie im Februar 2003 einen Aktions-
plan für ein kohärentes Europäisches Vertragsrecht, mit dem sie eine Kombination 
von gesetzlichen und außergesetzlichen Maßnahmen vorschlug.7 

Als gesetzliche Maßnahme erwägt die Kommission auf mittlere bis längere Sicht 
ein sog. optionales Instrument, also die Ausarbeitung einheitlicher Vertragsregeln, die 
– je nach Ausgestaltung – von den Vertragsparteien gewählt oder abbedungen werden 
können, also entweder ein „Opt in“- oder ein „Opt out“-Modell. 

Als wichtigste außergesetzliche Maßnahme hat die Kommission die Erstellung ei-
nes sog. gemeinsamen Referenzrahmens in Angriff genommen. Dieser soll gemeinsa-
me Grundsätze und Begriffe im Bereich des europäischen Vertragsrechts festlegen und 
als der Öffentlichkeit zugängliches Dokument sowohl den Gemeinschaftsorganen 
helfen, die geltenden und künftigen Gemeinschaftsvorschriften zum Vertragsrecht 
kohärent zu gestalten, als auch den Mitgliedstaaten und Drittstaaten ermöglichen, ihn 
bei ihrer Gesetzgebung zu berücksichtigen oder in Bezug zu nehmen. 

Ein Netz von Experten und Vertretern interessierter Kreise (sog. stakeholder) wur-
de eingerichtet, die einen kontinuierlichen und substantiellen Beitrag zur Ausarbei-
tung des gemeinsamen Referenzrahmens leisten sollen. Bis Ende des Jahres 2007 sol-
len die Vorschläge vorliegen. 

Viele stellen sich – meist besorgt, mitunter aber auch hoffnungsvoll – die Frage, 
ob der Gemeinsame Referenzrahmen der erste Schritt hin zu einem Europäischen 
Zivilgesetzbuch ist. Zwar hat die Kommission ausdrücklich betont, sie beabsichtige 
nicht, ein „Europäisches Zivilgesetzbuch“ vorzuschlagen. Sie schränkte dies jedoch 
dahingehend ein, dass sie keine Harmonisierung des Vertragsrechts der Mitgliedstaa-
ten durch einen europäischen Kodex plane.8 

Der offene Dissens lässt sich an Personen festmachen. Als Vertreter der Kommis-
sion stellte Dirk Staudenmayer fest: „Von Seiten der Kommission wird ganz klar nicht 
an einem Europäischen Zivilgesetzbuch gearbeitet“.9 

                                              
5  Vgl. hierzu Vogenauer/Weatherill, JZ 2005, 870 (871 ff.). 
6  Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament zum europäischen Ver-

tragsrecht, KOM (2001) 398 endg. v. 11.7.2001 (ABl. C 255 v. 13.9.2001, 1). 
7  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Ein kohärentes europäi-

sches Vertragsrecht – Ein Aktionsplan, KOM (2003) 68 endg. v. 12.2.2003 (ABl. C 63/01); in 
einer Mitteilung v. 11.10.2004 zum „Europäischen Vertragsrecht und Überarbeitung des gemein-
schaftlichen Besitzstandes – weiteres Vorgehen“, KOM (2004) 651 endg., skizziert die Kommissi-
on ihren zukünftigen Weg auf der Grundlage der Rückmeldungen zum Aktionsplan. 

8  Mitteilung v. 11.10.2004, KOM (2004) 651 endg., 9. 
9  Staudenmayer, EuZW 2005, 103 (105) sowie ibid., notar 2005, 165 (166). 
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Genauso klar ist die Sache für den Europaabgeordneten Heiner Lehne: „Natürlich 
wird hier an einem Text für ein mögliches Europäisches Zivilgesetzbuch gearbeitet“.10 

Die FAZ wusste am 7. Februar 2007 unter der Überschrift „Die Tage des deut-
schen Schuldrechts sind gezählt“ zu berichten, die Arbeitsgruppe unter der Leitung 
von Professor von Bar plane einen GRR, der „große Ähnlichkeit“ mit einem Europäi-
schen Zivilgesetzbuch hat; von einem Werk im Umfang des „Palandt“ ist die Rede (so 
Heinz Oehler, BMJ). 

Man hat den Eindruck, dass einerseits die Erwartungen der Kommission und der 
Politik an die Arbeit der Wissenschaftler und andererseits deren Verständnis von ih-
rem Auftrag noch weit auseinander klaffen. Letztere verstünden, so mutmaßen auch 
Abgeordnete des Bundestages, unter dem GRR offensichtlich etwas ganz anderes als 
die Politik. 

Nach meinem Kenntnisstand ist die Situation weniger dramatisch. 
Zum einen dürfte – um es pauschal zu sagen – zwischen der Politik, der Gruppe 

der Experten und dem Netzwerk der stakeholder Einverständnis darüber zu erzielen 
sein, was vom GRR erfasst werden soll. Von Bar hat die vorgesehene Struktur des 
GRR wie folgt skizziert: 

Nach einem Kapitel über grundsätzliche Prinzipien – etwa zum guten Glauben, 
zur Vertragsfreiheit, zum Diskriminierungsverbot – folgen Allgemeine Bestimmun-
gen, Regeln zu den Verträgen und anderen Rechtsakten, zu vertraglichen und außer-
vertraglichen Rechten und Pflichten sowie zu speziellen Vertragstypen, nämlich zu 
Kauf, Dienstleistung, Dauerschuldverhältnissen, Darlehen und anderen persönlichen 
Sicherheiten sowie Leasing. Die weiteren Kapitel betreffen Auftrag und Geschäftsbe-
sorgung, die deliktische Haftung, die ungerechtfertigte Bereicherung, die Übertragung 
beweglicher Güter, Sicherheitsrechte an beweglichen Gütern und die Treuhand. 

Das Problem scheint weniger ein solches der Regelungsgegenstände des GRR, als 
vielmehr der Regelungsdichte. Die Gruppe um Professor von Bar plant ersichtlich in 
der Tat eine Kodifikation des europäischen Privatrechts, bestehend aus einem ausfor-
mulierten Regelungswerk, verbunden jeweils mit einer umfangreichen rechtsverglei-
chenden Darstellung und mit Kommentierungen (comments) sowie mit rechtsver-
gleichenden Anmerkungen (notes). Insoweit sollen die „Principles of European 
Contract Law“ (PECL) der sog. Lando-Kommission fortgeschrieben und ergänzt wer-
den, sie sollen sozusagen zu einem Europäischen Vertragsgesetzbuch mit „amtlicher 
Begründung“ gestaltet werden. Für das, was der GRR inhaltlich und funktionell will, 
wird also das Stilmittel der Kodifikation benutzt; die Referenzregeln werden auf der 
Basis einer umfassenden Rechtsvergleichung, des acquis communitaire sowie der rele-
vanten Rechtsprechung und Literatur bereits „regelförmig verdichtet“. 

Diese Arbeiten scheinen mir außerordentlich verdienstvoll. Der Anlass, im Auf-
trag der Kommission, aber unter Inanspruchnahme der Wissenschaftsfreiheit gemein-
same Referenzregeln für das Vertragsrecht auszuarbeiten, führt – oder verführt – die 
beteiligten Rechtswissenschaftler ersichtlich unwiderstehlich zur Kodifizierung – und 
hierfür habe ich durchaus Verständnis. 

Ein solcher Kodex ist allerdings etwas anderes als vom GRR gemeinhin erwartet 
wird. Er stellt den zweiten Schritt dar, der aber den ersten Schritt, einen überschauba-

                                              
10  Lehne, notar 2005, 157. 
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ren, begrenzten Referenzrahmen, weder ersetzen kann noch als Nebensache oder Ab-
fallprodukt erscheinen lassen darf. 

Im Übrigen erscheint mir die aufgeregte Diskussion um ein Europäisches Zivilge-
setzbuch verfrüht und unnütz. Die Entscheidung, ob irgendwann einmal ein „Euro-
BGB“ als Wahlalternative zum BGB zur Verfügung stehen oder dieses gar ersetzen 
wird, werden die Europapolitiker der Zukunft – ich meine: der fernen Zukunft – zu 
entscheiden haben. 

D. Judikative Europäisierung 

Kaum weniger bedeutsam als die normative Europäisierung des Privatrechts ist die 
judikative Europäisierung, also die Ausrichtung des nationalen Rechts im Rahmen 
seiner Auslegung und Fortbildung am Gemeinschaftsrecht. 

I. Methodenwahl 

Vorab ist zu betonen, dass nationale Gerichte bei der Auslegung von Gemein-
schaftsrecht nicht die jeweiligen im nationalen Recht anerkannten Auslegungsmetho-
den zugrunde legen dürfen, sondern nach europarechtlicher Methodik vorzugehen 
haben. Die Methodik der Normauslegung ist nicht nur ein rechtlich unverbindliches, 
paralegales, gerichtsinternes Instrument der Rechtsfindung, sondern hat rechtliche 
Qualität und ist damit Bestandteil der jeweiligen Rechtsordnung. 

Denn die Wahl der Methode entscheidet auch darüber, welche Rechtsnorm sich 
im Kollisionsfall durchsetzt und damit materiell gilt. 

Als rechtlich verbindliche Regelung unterliegt die Methodenwahl den Grundsät-
zen, die für das Verhältnis vom Gemeinschaftsrecht zum nationalen Recht gelten, 
nämlich dem Prinzip der unmittelbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts in den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten sowie dem Vorrang des Gemeinschaftsrechts 
gegenüber kollidierendem nationalen Recht. 

An diesem Vorrang hat somit auch die europarechtliche Auslegungsmethode teil, 
wenn ein nationales Gericht Gemeinschaftsrecht auslegt. 

Hiergegen verstieß etwa das Bundesverwaltungsgericht, als es die Konkurrenz 
zweier EG-Richtlinien nach der deutschen Auslegungsmethodik, nämlich nach den 
Grundsätzen der Spezialität und Priorität, auflöste. Das Bundesverfassungsgericht hob 
zu Recht hervor, dass eine Richtlinienkollision nach gemeinschaftsrechtlichen, nicht 
nach nationalen Grundsätzen zu entscheiden sei.11 

II. Europarechtskonforme Auslegung 

Es gibt eine Fülle von Beispielen dafür, dass nationale Gerichte die Auslegung und 
Anwendung des nationalen Rechts ausgerichtet haben am Gemeinschaftsrecht und es 
damit „europäisiert“ haben. Sie haben dies zum Teil in eigener Kompetenz getan, zum 
Teil erfolgten Vorlagen an den EuGH, um mit der Autorität dieses Gerichts eine eu-

                                              
11  BVerfG, NJW 2001, 1267 = EuGRZ 2001, 150. 
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ropaweit einheitliche Auslegung des Gemeinschaftsrechts zu erreichen, an die sich 
dann das nationale Recht zu halten hat. 

Wenn ein Gericht nationales Recht, das Gemeinschaftsrecht vollzieht, auszulegen 
hat, hat es vorrangig die Auslegung zu wählen, die der nationalen Norm die vom Ge-
meinschaftsrecht intendierte Wirkung verleiht. Es hat die Norm vertragskonform aus-
zulegen. Dies folgt aus dem Vorrang des Gemeinschaftsrechts und dem Anspruch, 
ihm zur vollen Wirksamkeit zu verhelfen. 

Die gemeinschaftskonforme Auslegung des nationalen Rechts erfolgt im Bereich 
des Zivilrechts in der Regel in Form der richtlinienkonformen Auslegung. Diese Aus-
legungsmethode ist dem Richter, der nationales Recht anwendet, das eine Richtlinie 
umsetzt, verbindlich vorgegeben. Er ist also bei der Wahl der Methode weder dann 
frei, wenn er nationales Recht anwendet, mit dem eine Richtlinie umgesetzt wird, 
noch dann, wenn er – wie erwähnt – Gemeinschaftsrecht auslegt. Er ist vielmehr ge-
meinschaftsrechtlich verpflichtet, nationales Recht vorrangig so auszulegen, dass es 
den Vorgaben der Richtlinie entspricht und ihr die größtmögliche praktische Wirk-
samkeit – effet utile – gibt. 

Die Verpflichtung der Gerichte zur richtlinienkonformen Auslegung ergibt sich 
europarechtlich aus Art. 249 Abs. 3 EG. Nach dieser Vorschrift ist es Pflicht eines 
Mitgliedstaates und all seiner Organe, alle zur Erreichung des durch eine Richtlinie 
vorgegebenen Ziels erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Dies entspricht der ständi-
gen Rechtsprechung des EuGH.12 

Das Bundesverfassungsgericht leitet die Pflicht zur richtlinienkonformen Ausle-
gung übrigens nicht aus Art. 249 Abs. 3 EGV ab, sondern aus der Pflicht aller Staats-
organe zu gemeinschaftstreuem Verhalten nach Art. 10 EGV (ex Art. 5 EGV). 

Der Bundesgerichtshof wiederum begründet die Pflicht zur richtlinienkonformen 
Auslegung mit der Pflicht des Richters, im Wege der Auslegung dem Willen des deut-
schen Gesetzgebers zum Durchbruch zu verhelfen. Dessen Willen sei die weitest mög-
liche Anpassung des nationalen Rechts an die Richtlinie. 

III. Vorlagepflicht gem. Art. 234 Abs. 3 EGV 

Legt ein Gericht eine nationale Norm gemeinschaftsrechts- bzw. richtlinienkon-
form aus, wird es mitunter gezwungen sein, zugleich das unmittelbar anwendbare 
Gemeinschaftsrecht bzw. die Richtlinie auszulegen. Ähnlich wie bei der verfassungs-
konformen Auslegung einfachen Rechts auch häufig zugleich das Verfassungsrecht 
auslegungsbedürftig ist, ergibt sich auch aus dem Gemeinschaftsrecht bzw. der Richt-
linie nicht immer die eindeutige Aussage, wie die auslegungsfähige und auslegungsbe-
dürftige nationale Norm zu verstehen ist. 

Stellt sich dem nationalen Gericht bei der Auslegung des nationalen Rechts 
zugleich die entscheidungserhebliche Frage der Auslegung von Gemeinschaftsrecht, 
kann es bzw. muss es (wenn es letztinstanzlich entscheidet) in der Form des Vorabent-
scheidungsverfahrens in einen Dialog mit dem EuGH eintreten (Art. 234 EG). 

Das Vorlageverfahren ist angesiedelt an der Nahtstelle zwischen den Rechtsord-
nungen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten. Es dient primär der Wahrung der 

                                              
12  Vgl. EuGH, Slg. 1997, I-7435, Rn. 40. 
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Rechtseinheit in der Gemeinschaft, daneben aber auch der Fortentwicklung des Ge-
meinschaftsrechts, dem Individualrechtsschutz und der gerichtlichen Kontrolle des 
Vollzugs von Gemeinschaftsrecht durch nationale Instanzen.13 

Im Jahre 2006 legten deutsche Gerichte am häufigsten Auslegungsfragen dem 
EuGH vor (77 von gesamt 251 – rund 30%). 

Bedenkt man, dass die letztinstanzlich zuständigen Gerichte – anders als die In-
stanzgerichte – nach Art. 234 Abs. 3 EG immer dann zur Vorlage verpflichtet sind, 
wenn für die Entscheidung des Gerichts die Auslegung von Gemeinschaftsrecht erfor-
derlich ist, ist die Zahl der Vorlagen erstaunlich gering; das Bundesarbeitsgericht etwa 
stellte in 2005 keine einzige Vorlagefrage an den EuGH. Sieht man diese Zahlen vor 
dem Hintergrund, dass inzwischen nationales Recht häufig unmittelbar oder mittelbar 
auf Gemeinschaftsrecht beruht – nach Schätzungen von Jaques Delors war bereits vor 
20 Jahren etwa die Hälfte des nationalen Rechts durch Gemeinschaftsrecht geprägt, 
im Bereich des Wirtschaftsrechts sogar etwa 80% –, verwundert diese geringe Zahl. 
Aus fünf Ländern kamen im letzten Jahr überhaupt keine Vorlagen nach Luxemburg. 

Dies bedeutet, dass nationale Richter in großem Umfang Gemeinschaftsrecht an-
wenden und damit zwangsläufig oft auch auslegen, ohne diese Frage dem EuGH vor-
zulegen. Dies gilt besonders im Zivilrecht, das in bestimmten Bereichen – etwa dem 
Verbraucherschutzrecht – in starkem Maße auf Gemeinschaftsrecht beruht. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die obersten Gerichte, den Bundesgerichts-
hof eingeschlossen, ihre Vorlagepflicht ernst genug nehmen. 

Der EuGH hat die Tragweite des Art. 234 Abs. 3 EG in der Entscheidung CIL-
FIT 1982 festgelegt und dabei Ausnahmen von der Vorlagepflicht äußerst eng defi-
niert.14 

Hiernach darf ein oberstes Gericht nur dann von der Vorlage absehen, wenn die 
Auslegung derart offenkundig ist, dass keinerlei Raum für vernünftige Zweifel bleibt, 
und zwar – hypothetisch – auch mit Blick auf alle anderen Richter in der Gemein-
schaft und in jeder Amtssprache. 

Von dieser Ausnahme – keine Vorlagepflicht bei einem acte clair der Gemein-
schaft – wird, jedenfalls vom Bundesgerichtshof, in erheblichem Umfang Gebrauch 
gemacht. Ob dies immer den strengen Vorgaben der CILFIT-Entscheidung ent-
spricht, könnte zweifelhaft sein; die flexible Handhabung der acte-clair-Theorie ent-
spricht jedoch praktischen Bedürfnissen und trägt der Einheit des Gemeinschafts-
rechts ausreichend Rechnung. 

E. Schlussbetrachtung 

Die Europäische Union ist in schweres Fahrwasser geraten. Die Politik kann sich 
dem Vorwurf nicht entziehen, die Bürger auf den Weg zu mehr Integration und ins-
besondere zur Erweiterung der Union nicht mitgenommen zu haben. 

Gerade in dieser Situation ist es besonders wichtig, die Instrumente der Gemein-
schaft, die dem Bürger dienen, zu betonen und weiterzuentwickeln. Hierzu zählt ohne 
Zweifel das Zivilrecht. 

                                              
13  Vgl. etwa Groh, Die Auslegungsbefugnis des EuGH im Vorabentscheidungsverfahren, 40 ff. 
14  EuGH, Slg. 1982, 3415. 
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Die Erleichterungen, die harmonisiertes Recht beim Abschluss von Verträgen im 
europäischen Ausland oder bei grenzüberschreitenden Geschäften mit sich bringen, 
also die Alltagsvorteile der Union, sind etwas, um das sich die positive Einstellung der 
Bürger zur europäischen Integration kristallisiert. Es sind diese praktischen Vorteile 
einer europäischen Rechtsgemeinschaft, die niemand mehr missen möchte. 

Man kann gute Gründe dagegen vorbringen, ein europäisches Zivilgesetzbuch an 
die Stelle des BGB oder des französischen Code Civil zu setzen. Sicherlich kein Argu-
ment ist, dass man im Ausland seine Brötchen auch gut ohne europäisches Zivilge-
setzbuch kaufen könne.15 Wenn ich beim Bäcker um die Ecke meine Brötchen kaufe, 
brauche ich auch kein deutsches BGB, ohne dass dies schon dessen Überflüssigkeit 
belegt. 

Für kleine und mittlere Unternehmen, die Geschäfte über die Grenze hinweg tä-
tigen, sieht dies aber ganz anders aus. 

                                              
15  So aber J. Jahn, FAZ v. 18.10.2006 („Rettet das BGB vor Brüssel“). 
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